
11.1 Allgemeines Verwaltungsrecht (VR) - 12 DStd.

Lernziel:

Ziel dieses Unterrichtsfaches ist es, Grundkenntnisse des Verwaltungsrechts zu vermitteln bzw.
die an der Berufsschule vermittelten Kenntnisse zu verfestigen.

Die Auszubildenden kennen die Grundbegriffe des Verwaltungsrechts und verstehen das
Verwaltungsverfahren.
Hinweis

Die Behandlung der Themen erfolgt unter auszugsweiser Verwendung des Lehrbriefes
„Allgemeines Verwaltungsrecht“ in der aktuellen Auflage. Etwaige begleitende
Fallkonstellationen werden von der Lehrkraft eingebracht.

Stand: 05/2016

Genehmigt durch VAk-Vorstand: 09/2016

 

Richtlernziel Groblernziel Erläuterung
Groblernziel

Lernzielstufe Zeitrichtwert in
DSt.

11a. Lehrpläne - Jahrgang
2022/2023



1. Die öffentliche
Verwaltung

1.1 Der Begriff der
öffentlichen
Verwaltung
1.2 Einteilung nach
den Mitteln mit
denen staatliche
Ziele verwirklicht
werden

Die Auszubildenden
können
die
öffentlich
e
Verwaltu
ng
definiere
n und
deren
Aufgaben
gebiete
skizziere
n
können
die
verschie
denen
Funktion
en der
öffentlich
en
Verwaltu
ng
darstelle
n

1 1



2. Träger und
Gliederung der
    öffentlichen
Verwaltung

2.1 Aufbau und
Struktur der der
öffentlichen
Verwaltung auf
Bundes-und  
      Landesebene
2.2 Definition und
Befugnisse der
Verwaltungsträger

Die Auszubildenden
können
den
Aufbau
der
Verwaltu
ng auf
Bundes-
und
Landeseb
ene
darstelle
n und
kennen
die
jeweilige
n
Verwaltu
ngsträge
r
können
deren
Befugnis
se
definiere
n und
erläutern

1 1



3. Die
Rechtgrundlagen
der  öffentlichen
Verwaltung
 

3.1 Übersicht über
das öffentliche
Recht
3.2 Der
Stufenaufbau der
Rechtsnormen

Die Auszubildenden
können
die
wesentlic
hen
Merkmal
e des
öffentlich
en
Rechts (
hoheitlic
hes
Handeln
etc. )
darstelle
n und
öffentlich
es von
privatem
Recht
abgrenze
n
können
verschie
dene
Rechtsno
rmen in
eine
Normenp
yramide
einordne
n und
erläutern

1 1



4. Die Grundsätze
des
  
Verwaltungshand
elns

4.1 Gesetzmäßkeit
der Verwaltung
4.2
Gleichheitsgrundsat
z
4.3 Grundsatz der
Ermessungsazsübun
g
4.4 Grundsatz der
Verhältnismäßigkeit

Die Auszubildenden
können
Vorrang
und
Vorbehal
t des
Gesetzes
anwendu
ngsbezog
en
darstelle
n und
deren
Bedeutu
ng für
das
Verwaltu
ngshand
eln
erläutern
kennen
die
Möglichk
eiten der
Ermessu
ngsausüb
ung und
die
Vorauset
zungen
verhältni
smäßige
n
Handelns
und
können
diese
erörtern

1 2



5. Die Grundsätze
des
  
Verwaltungsverfa
hrens

5.1 Beginn eines
Verwaltungsfverfahr
ens
5.2 Zuständigkeit
und Form
5.3
Untersuchungsgrund
satz
5.4 Rechtliche
Gehör- und
Amtshilfe
5.5 Auskunft und
Beratung,
Geheimhaltung
5.6 Amtssprache
und Akteneinsicht

Die Auszubildenden
können
den
Ablauf
eines
Verwaltu
ngsverfa
hrens
skizziere
n und die
in
diesem
Rahmen
geltende
n
Grundsät
ze
erläutern

1 2



6. Die Lehre vom
Verwaltungsakt

6.1 Definition und
Merkmale des
Verwaltungsakts
6.2 Inhalt und Form
6.3 Wirksamkeit
6.4
Nebenbestimmunge
n
6.5 Fehlerhafte
Verwaltungsakte
und Heilung

Die Auszubildenden
können
die
Merkmal
es eines
Verwaltu
ngaktes
definiere
n und
von
bloßem
tatsächlic
hen
Verwaltu
ngshand
eln (
Realakte
n )
abgrenze
n
kennen
die
Anforder
ungen an
Form und
Inhalt
eines
Verwaltu
ngsaktes
und
können
die
verschie
denen
Nebenbe
stimmun
gen
untersch
eiden
können
mögliche
Fehler in
Verwaltu
ngsakten
erkennen
sowie die
Vorausse
tzungen
der
Wirksam
keit und
Vollstrec
kbarkeit
von
Verwaltu
ngsakten
erläutern

2 2



7. Der
Rechtsschutz

7.1 Vollstreckbarkeit
von
Verwaltungsakten
7.2 Aufschiebende
Wirkung des
Widerspruchs
7.3 Anordnung der
sofortigen
Vollziehung

Die Auszubildenden
können
die
Wirkung
von
Widerspr
üchen
gegen
Verwaltu
ngsakte
erläutern
und
kennen
die
Möglichk
eit der
Anordnu
ng der
sofortige
n
Vollziehu
ng
können
die
sofortige
Vollziehu
ng
fallbezog
en
anwende
n und
kennen
ihre
Vorausse
tzungen

2 1



8. Das
Vollstreckungsver
fahren

8.1
Voraussetzungen
8.2 Verfahren
8.3 Zwangsmittel

Die Auszubildenden
können
die
Vorausse
tzungen
der
Verwaltu
ngsvollst
reckung
und die
verschie
denen
Vollstrec
kungsart
en ( mit
und ohne
Grund-VA
)
darstelle
n
können
die
zulässige
n
Zwangs
mittel
definiere
n und
fallbezog
en
anwende
n

2 1

Leistungsanchwei
s schriftlich (Test)

1

11.2 Arbeitsrecht (ArbR) - 32 DStd.

Lernziel:

Die Auszubildenden

können Ausbildungs-, Arbeits- und Dienstverhältnisse hinsichtlich der
Rechtsgrundlagen, Art, Begründung und Beendigung unterscheiden
kennen die Rechte und Pflichten aus dem Arbeitsverhältnis
können die Arbeitsgerichtsbarkeit aufzeigen
können die Beteiligungsrechte darstellen



können die Regelungen zum Datenschutz aufzeigen

Stand: 02/2019

Genehmigt durch VAk-Vorstand: 09/2016 (ohne Feinlernziel)

Lerninhalt Stoffgliederung Lernziel Lernzielstufe Zeitrichtwert in
DStd.

1.Begriff und
Aufgaben des   
   Arbeitsrechts

1.1 Begriff
1.2 Privatrecht
1.3 Individual-,
Kollektivarbeitsrecht
1.4 Vertrags-,
Abschluss-,
Inhaltsfreiheit
1.5
Arbeitnehmendensc
hutz
1.6 Rechtsquellen
des Arbeitsrechts

1.7 Auflösung von
Normenkonkurrenze
n und
     
Normenkollisionen (
Rang-, Günstigkeits-,
Ablösungs-,      
Spezialitätsprinzip

Die Auszubildenden
kennen
Grundbe
griffe des
Arbeits-
und
Tarifrech
ts, 
kennen
die
wichtigst
en
arbeits-
und
tarifliche
n
Rechtsqu
ellen
können
diese in
eine
Normenp
yramide
einordne
n und
Normenk
ollisionen
lösen

1 1

Arbeitsrecht 1 - 16 DStd.



2.Tarifvertragsrec
ht
 

2.1 Koalitionsfreiheit
und Merkmale einer
Koalition
2.2 Gewerkschaften
und
Arbeitgebendenverb
ände
2.3 Tarifvertrag
2.4 Tariffähigkeit
2.5 Inhalt des
Tarifvertrages

Die Auszubildenden
lernen
anhand
Art. 9 III
GG und
den §§ 1-
5 TVG
die
Grundbe
griffe des
Tarifvertr
agsrecht
kennen

1 1



3.Die Begründung
des  
Arbeitsverhältniss
es
 

3.1
Stellenausschreibun
g
3.2
Auswahlverfahren
3.3 Form und
wesentlicher Inhalt
des Arbeitsvertrages
3.4 Einwendungen

Die Auszubildenden
wissen
wie ein
Stellenbe
setzungs
verfahre
n unter
Beachtun
g der zu
beteilige
nden
Personal
vertretun
gsorgane
(und
ihrer
jeweilige
n
Rechte)
und des
AGG
abläuft
haben
eine
Übersicht
über die
Personal
vertretun
gsorgane
und
deren
Rechte
kennen
Form und
Inhalt
nach
dem
NachwG
und
mögliche
Einwend
ungen
beim
Arbeitsve
rtrag,
insbeson
dere die
§§ 119,
123, 143
BGB

2 2



 4.Befristete
Arbeitsverhältniss
e
 

4.1 Zeitbefristung
(Befristung ohne
Sachgrund)
4.2 Zweckbefristung
(Befristung mit
Sachgrund)
4.3 Beendigung des
befristeten
Arbeitsverhältnisses
4.4
Weiterbeschäftigung
nach Fristablauf
4.5 Anrufung des
Arbeitsgerichtes
4.6 tarifliche
Regelung

Die Auszubildenden
kennen
die
Vorausse
tzungen
und
Grenzen
von
befristete
n
Arbeitsve
rträgen,
insbeson
dere die
§§ 14-17
TzBfG, §
30 TV-L
können
kleine
Fälle
lösen

2 1



5.Rechte und
Pflichten aus dem
Arbeitsverhältnis
 

5.1 Haupt- und
Nebenpflichten der
Arbeitgebenden und
     
Arbeitnehmenden
5.2 Arbeit gegen
Entgelt
5.3 Fürsorgepflicht
der Arbeitgebenden
5.4 Treuepflicht der
Arbeitnehmenden

Die Auszubildenden
kennen
die
Haupt-
und
Nebenpfli
chten der
Arbeitge
benden
und
Arbeitne
hmenden
aus dem
Arbeitsve
rhältnis
anhand
der §
611a,
613, 241
II BGB
und der
§§ 3, 22,
26 ff, 35
TV-L und
§ 5 EFZG
können
das
Entgelt
unter
Beachtun
g der §§
12-17
und 24
TV-L
berechne
n

2 2



6.Nebentätigkeit
 

6.1 Berufsfreiheit
6.2 Anzeige
6.3 Untersagung,
Auflagen
6.4
Beteiligungsrechte

Die Auszubildenden
kennen
das
Rechts
auf eine
Nebentät
igkeit
nach Art.
12 GG
und die
mögliche
n
Versagun
gsgründe
können
Nebentät
igkeitsfäll
e, auch
unter
Beachtun
g der
Rechte
der
Personal
vertretun
gsorgane
lösen

2 1

 7.Personelle
   
Einzelmaßnahmen

7.1 Umsetzung
7.2 Abordnung
7.3 Versetzung

7.4
Allgemeingültiges (
Anhörung,
Personalrat,
dienstliche oder  
      betriebliche
Gründe, Ermessen )

Die Auszubildenden
kennen
die
formellen
und
materiell
en
Vorausse
tzungen
einer
personell
en
Einzelma
ßnahme
nach § 4
TV-L
können
entsprec
hende
Fälle
bearbeite
n

2 2



 
8.Entgeltfortzahlu
ng im  
    Krankheitsfall

8.1
Voraussetzungen
8.2 Verletzung der
Anzeige-
Nachweispflicht
8.3 ein Dritter hat
die
Arbeitsunfähigkeit
verschuldet
8.4 vorübergehende
Verhinderung
8.5 Erkrankung im
Ausland

Die Auszubildenden
kennen
die
Vorausse
tzungen
der
Entgeltfo
rtzahlung
im
Krankheit
sfall und
können
anhand
der §§ 3-
7 EFZG
und § 22
TV-L die
genauen
Daten
und
Zeiträum
e bei
einer
Arbeitsun
fähigkeit
in der
Fallbearb
eitung
festlegen

2 1



9.Erholungsurlaub
 

Die Auszubildenden
9.1 Dauer
9.2
Voraussetzungen
des
Urlaubsanspruchs
9.3 Urlaubszeitpunkt
9.4 Übertragbarkeit
9.5
Urlaubsabgeltung

Die Auszubildenden
können
die
Dauer
des
Erholung
surlaubs
anhand
des § 26
TV-L und
BUrlG bei
Einstellu
ng und
Beendigu
ng
berechne
n
(Teilzeit,
Teilurlau
b)
kennen
die
Regelung
en zur
Übertrag
barkeit
und
Abgeltun
g

2 1



 10.Beendigung
von
   
 Arbeitsverhältnis
sen

10.1 Zeitablauf oder
Zweckerreichung
10.2 Erreichen der
Altersgrenze
10.3
Auflösungsvertrag
10.4 Abmahnung
10.5 fristgemäße
oder fristlose
Kündigung
10.6 Anfechtung
10.7
Arbeitsgerichtsbarke
it

Die Auszubildenden
kennen
die
wichtigst
en
Beendigu
ngsmögli
chkeiten
und
deren
Vorausse
tzungen
können
anhand
eines
Prüfungs
schemas
Kündigun
gsfälle
lösen
können
einen
kurzen
Überblick
über die
Arbeitsge
richtsbar
keit
geben

2 2

Leistungsnachwei
s schriftlich
(Klausur)

2

 

 

Lerninhalt Stoffgliederung Lernziel Lernzielstufe Zeitrichtwert in
DStd.

Arbeitsrecht 2 - 16 DStd.



Wiederholung und
Vertiefung unter
Einbeziehung der
GGO I

Übungen
in der
Anwendu
ng von
Rechtsno
rmen
Fallbearb
eitung
(Vermerk
)
insbeson
dere
zu          

pe
rs
on
ell
en
Ei
nz
el
m
aß
na
h
m
en
En
tg
elt
Ur
la
ub
kr
an
kh
eit
sb
ed
in
gt
en
Fe
hl
ze
ite
n
Ne
be
nt
äti
gk
eit
Be
en
di
gu
ng
vo
n
Ar
be
its
ve
rh
ält
ni
ss
en

Die Auszubildenden
können
unter
Einbezie
hung der
GGO I -
praktisch
e
Aufgaben
bearbeite
n, dabei
Sachverh
alte
beurteile
n und
Lösunge
n
aufzeige
n (
Fallbezog
ene
Rechtsan
wendung
)

3 16



Leistungsnachwei
s schriftlich (120
min. Klausur
zuzüglich
Nachbereitung)

2

 

11.3 Beamtenrecht (BR) - 32 DStd.

Lernziel:

Die Auszubildenden

kennen die verfassungsrechtlichen Grundlagen des Beamtenrechts
können das Beamtenverhältnis als Rechtsverhältnis darstellen
können verschiedene Arten von Beamtenverhältnissen aufzeigen und voneinander
unterscheiden
kennen Ernennungsfälle und deren Voraussetzungen
kennen Ernennungsfehler und deren Rechtsfolgen darstellen
können Grundzüge des Laufbahnrechts beschreiben
kennen die Pflichten und Rechte der Beamtinnen und Beamten
können die Folgen der Nichterfüllung von Pflichten benennen
kennen Beendigungsgründe und deren Rechtsfolgen

Stand: 02/2019Genehmigt durch VAk-Vorstand: 09/2016 (ohne Feinlernziel)

Richtlernziel Groblernziel Erläuterung
Groblernziel

Lernzielstufe Zeitrichtwert in
DStd.

Beamtenrecht 1 - 16 DStd.



1.Grundlagen 1.1 Einführung in
das Stoffgebiet
1.2 wichtige
Rechtsvorschriften

1.3 hergebrachte
Grundsätze des    
Berufsbeamtentums
1.4 Einteilung der
Beamten
1.5 übergeordnete
Stellen

Die Auszubildenden
kennen
die
Untersch
eidungs
merkmal
e
zwischen
Beamtinn
en und
Beamten
und
Beschäfti
gten
können
die
wichtigst
en
beamten
rechtlich
en
Rechtsqu
ellen in
eine
Normenp
yramide
einordne
n (GG,
BeamtSt
G, LBG,
BesG,
LfbG,
PersVG,
LGG, SGB
IX,
EUrlVO)
 kennen
die
Stellung
des
Beamten
rechts im
Rechtssy
stem und
die
verfassu
ngsrechtl
ichen
Grundlag
en,
insbeson
dere Art.
33 I-V GG
 können
Beamtinn
en und
Beamte
nach
dem
Diensthe
rrn, der
Art, der
Dauer,
der
Laufbahn
und der
besoldun
gsrechtli
chen/hau
shaltsrec
htlichen
Stellung
untersch
eiden (§
2-6
BeamtSt
G, § 2
LBG, §§
7, 8
LfbG, §
49 LHO)
kennen
die
Dienstbe
hörde,
die
oberste
Dienstbe
hörde,
die/den
Dienstvor
gesetzte*
n,
die/den
(Fach)Vo
rgesetzte
*n und
Weisungs
berechtig
te als
übergeor
dneten
Stellen
(§§ 3-5,
16 ff
LGB)

1 2



2.Ernennung 2.1
Stellenausschreibun
g
2.2
Auswahlverfahren,
Landespersonal-     
      ausschuss
2.3 Ernennung
2.4 Ernennungsfälle
2.5
Ernennungsurkunde
n
2.6 fehlerhafte
Ernennungen
2.7 Grundzüge des
Laufbahnrechts

Die Auszubildenden
wissen
wie ein
Stellenbe
setzungs
verfahre
n unter
Beachtun
g der zu
beteilige
nden
Personal
vertretun
gsorgane
(und
ihrer
jeweilige
n
Rechte)
abläuft (§
9
BeamtSt
G, § 8
LBG, §§
5, 6 LGG,
§§ 4,6 Lfb
G)
kennen
die
sachliche
n und
persönlic
hen
Ernennun
gsvoraus
setzunge
n und
können
sie auf
konkrete
Fälle
anwende
n
kennen
die
Ernennun
gsfälle
des § 8 I
BeamtSt
G
können
das
statusrec
htliche
Amt vom
abstrakt-
funktione
llen und
konkret-
funktione
llen Amt
untersch
eiden
können
Ernennun
gsurkund
en
fertigen
und auf
Fehler
untersuc
hen
kennen
die
Nichtern
ennung,
die
nichtige
und die
rückneh
mbare
Ernennun
g, §§ 11,
12
BeamtSt
G, §§ 14,
15 LBG
und
können
entsprec
hende
Fälle
bearbeite
n
kennen
die
Grundzü
ge des
Laufbahn
rechts, §§
2, 7, 8
LfbG und
die
wichtigst
en
Amtsbez
eichnung
en nach
dem
BBesG
Berlin

2 4



3.Pflichten der
Beamtinnen und
Beamten

3.1 Pflichten
3.2 Folgen von
Pflichtverletzungen

Die Auszubildenden
kennen
die
Pflichten
der §§ 33
ff
BeamtSt
G, 48 ff
LBG,
insbeson
dere die
allgemei
ne und
politische
Treuepfli
cht, den
Diensteid
, die
Dienstpfli
cht, die
Arbeitsze
it, das
Fernbelie
ben vom
Dienst (§
59 I LBG,
entsprec
hend
Anwendu
ng des §
5 EFZG),
die
Befolgun
g
dienstlich
er
Anordnu
ngen, die
Verschwi
egenheit
spflicht,
die
Remonst
rationspfl
icht, das
Verbot
der
Annahme
von
Belohnun
gen und
Geschen
ken

kennen
die
Folgen
der
Nichterfü
llung von
Pflichten
(Dienstve
rgehen)
in
disziplina
rischer,
haftungsr
echtliche
r,
strafrech
tlicher
und
sonstiger
Hinsicht
und
können
entsprec
hende
Fälle
lösen (§
47-49
BeamtSt
G, § 59 
LBG, § 9
BBesG
Berlin)

2 2-3



4.Rechte der
Beamtinnen und
Beamten

4.1 Rechte
4.2 Alimentation (
Grundlagen der
Besoldung )

Die Auszubildenden
kennen
die
Rechte
der §§ 40
ff
BeamtSt
G, §§ 60
ff, 74 ff
LBG,
insbeson
dere das
Recht auf
Fürsorge
und
Schutz,
das
Rechts
auf das
Amt, auf
Teilzeit,
Beurlaub
ung ohne
Dienstbe
züge,
Personal
aktenein
sicht
können
die
Dauer
des
Erholung
surlaubs
berechne
n und
kennen
die
Regelung
en zur
Übertrag
barkeit
und
Abgeltun
g
(EUrlVO,
SUrlVO)
und) nur
bei
Prüfungsr
elevanz
in BR 2,
da
ähnlich
Arbeitsre
cht
kennen
das
Recht auf
Nebentät
igkeit
nach Art.
12 GG
und die
mögliche
n
Versagun
gsgründe
der §§ 40
BeamtSt
G, 60 ff
LBG und
können
Nebentät
igkeitsfäll
e, auch
unter
Beachtun
g der
Rechte
der
Personal
vertretun
gsorgane
, lösen
kennen
die
Bestandt
eile der
Besoldun
g nach
dem
BBesG
Berlin
und die
Grundlag
en der
Versorgu
ng

2 2-3



5.Funktionelle
Änderungen im
Beamtenverhältni
s

5.1 Umsetzung
5.2 Abordnung
5.3 Versetzung
5.4
Allgemeingültiges (
Anhörung,
Personalrat,     
dienstliche oder
betriebliche Gründe,
     Ermessen )

Die Auszubildenden
kennen
die
formellen
und
materiell
en
Vorausse
tzungen
einer
funktione
llen
Änderun
g im
Beamten
verhältni
s nach
den §§ 13
ff
BeamtSt
G, 26 ff
LBG
können
entsprec
hende
Fälle
bearbeite
n

1 2



6.Beendigung des
Beamtenverhältni
sses

6.1 Entlassung
6.2 Verlust der
Beamtenrechte
6.3 Entfernung aus
dem
Beamtenverhältnis
6.4 Ruhestand

Die Auszubildenden
kennen
die
Beendigu
ngsgründ
e der §§
21 ff
BeamtSt
G, §§ 33,
34 LBG
können
Fälle zu
den §§
22, 23
BeamtSt
G lösen,
insbeson
dere das
Vorliegen
der
formellen
und
materiell
en
Vorausse
tzung der
Beendigu
ng von
B.a.W.
und
B.a.P.
prüfen

2 1

Leistungsnachwei
s schriftlich
(Klausur)

2

Richtlernziel Groblernziel Eläuterung
Groblernziele

Lernzielstufe Zeitrichtwert in
DSt.

Beamtenrecht 2 - 16 DStd.



Wiederholung und
Vertiefung unter
Einbeziehung der
GGO I

Übungen
in der
Anwendu
ng von
Rechtsno
rmen
Fallbearb
eitung
(Vermerk
)
insbeson
dere zu
den
Themen

Ei
ns
tel
lu
ng
sv
erf
ah
re
n
fe
hl
er
ha
fte
Er
ne
nn
un
ge
n
Ne
be
nt
äti
gk
eit
en
Pfl
ic
ht
ve
rle
tz
un
ge
n (
Di
en
st
ve
rg
eh
en
)
un
d
Fo
lg
en
Ur
la
ub
sb
er
ec
hn
un
g
nu
r
be
i
Pr
üf
un
gs
rel
ev
an
z
in
BR
2,
da
äh
nli
ch
Ar
be
its
re
ch
t
Be
zü
ge
be
st
an
dt
eil
e
Be
en
di
gu
ng

Die Auszubildenden
können -
unter
Einbezie
hung der
GGO 1 -
praktisch
e
Aufgaben
bearbeite
n, dabei
Sachverh
alte
beurteile
n und
Lösunge
n
aufzeige
n
Fallbezog
ene
Rechtsan
wendung
)

3 14



Leistungsnachwei
s schriftlich (120
min. Klausur
zuzzüglich
Nachbereitung )

2

11.4 Berliner Verfassungsrecht (VvB) - 16 DStd.

 Lernziel:

Die Auszubildenden

kennen die verfassungsrechtliche Stellung der Kommunen und deren Aufgaben
können die Wahlen zum Abgeordnetenhaus, die wichtigsten Organe und ihre
wesentlichen Aufgaben sowie die Organisation und Arbeitsweise des
Abgeordnetenhauses erläutern
können die Stellung des Regierenden Bürgermeisters, die Wahl und Abwahl des
Senats sowie die Aufgaben der Regierung darstellen
können die Stellung und die Aufgaben der Hauptverwaltung sowie der
Bezirksverwaltung beschreiben, die Aufgabenverteilung abgrenzen sowie die
Aufgaben und Stellung der mittelbaren Landesverwaltung darstellen und ihren Zweck
begründen

Stand: 05/2016

Genehmigt durch VAk-Vorstand: 09/2016 (ohne Feinlernziel)

 

Richtlernziel Groblernziel Erläuterung
Groblernziel

Lernzielstufe Zeitwert in Dst.



1.Grundzüge des  
 Gemeinderechts
( *siehe auch
Richtlernziel:  Die
Verwaltung )

1.1
Verfassungsgarantie
der kommunalen
Selbstverwaltung
1.2 Stellung und
Aufgaben der
Gemeinden und
Gemeindeverbände
1.3 Innere
Gemeindeverfassun
g

Die Auszubildenden
können
den
demokrat
ischen
Grundge
danken
der
kommun
alen
Selbstver
waltung (
Art. 28
GG )
darstelle
n
können
die
Merkmal
e der
kommun
alen
Selbstver
waltung
nennen
können

1 1,5



2.Verfassungsent
wicklung   
 Berlins von 1920
bis heute

2.1 Der Weg zur
Verfassung von
Berlin 1995

Die Auszubildenden
können
das
Groß-
Berlin-
Gesetz",
dessen
Entstehu
ng und
die
grundsät
zliche
Bedeutu
ng für
das
heutige
Berlin
darstelle
n
kennen
die
Entwicklu
ng nach
1945 und
1990 zur
Verfassu
ng von
Berlin
von 1950
und 1995
kennen
die
besonder
e
Rechtsst
ellung
Berlins
als
"Viermäc
htestadt"
in der
Zeit von
1945-
1990

1 1



3.Grundlagen der
Verfassung von
Berlin

3.1 Berlin als
Stadtstaat
3.2 Berlin als
Bundesland
3.3 Grundlagen der
inneren Verfassung

Die Auszubildenden
begreifen
Berlin als
Gemeind
e und
Bundesla
nd
können
den
Inhalt der
Art. 1 bis
5 VvB
darstelle
n,
isnbesod
nere

Tr
äg
er
st
aa
tli
ch
er
Ge
w
alt
Ge
w
alt
en
tei
lu
ng
Ge
se
tz
ge
bu
ng
du
rc
h
da
s
Vo
lk
Ei
nt
eil
un
g
in
Be
zir
ke

2 0,5



4.Grundrechte
und Staatsziele

4.1 Grundrechte
4.2 Staatsrechte

Die Auszubildenden
kennen
die
Grundrec
hte und
Staatszie
le der
Verfassu
ng von
Berlin
können
diese im
Verhältni
s zum
Grundge
setz
einordne
n

1 0.5



5.Das
Abgeordnetenhau
s von Berlin

5.1 Wahl 
5.2 Stellung,
Aufgaben und
Befugnisse**
5.3 Organisation und
Arbeitsweise
(** siehe auch
Richtlernziel:"Rechts
etzung/Plebizite")

Die Auszubildenden
können
die
Wahlgrun
dsätze
beschrei
ben
kennen
die
grundsät
zlichen
Wahlsyst
eme (
Mehrheit
swahlsys
tem und
Verhältni
swahlsys
tem) und
können
die
Merkmal
e, die
Unterschi
ede und
jeweils
Vor- und
Nachteile
erläutern
können
die
Begriffe 

Üb
er
ha
ng
m
an
da
te
Au
sg
lei
ch
s
m
an
da
te
5
%-
Kl
au
se
l
Gr
un
d
m
an
da
ts
kl
au
se
l
erl
äu
te
rn

kennen
die
besonder
e
Rechtsst
ellung
der
Abgeord
neten
und
können
diese im
Spannun
gsverhält
nis zur
Franktion
sdisziplin
bewerten
 
kennen
die
Bedeutu
ng der
Fraktione
n
können
die
Aufgaben
des
Abgeord
netenhau
ses

W
ah
la
uf
ga
be
n
Ge
se
tz
ge
bu
ng
**
Ko
nt
rol
le
de
r
Ex
ek
uti
ve
be
sc
hr
ei
be
n

können
die
innere
Organisa
tion und
die sich
daraus
ergebend
e
Arbeitsw
eise des
Abgeord
netenhau
ses
beschrei
ben

3 3



6.Rechtsetzung /
Plebiszite

6.1 Gesetzgebung**
6.2 Plebiszite**
6.3 Erlass von
Rechtsvorschriften

(** siehe auch
Richtlernziel:"Das
Abgeordnetenhaus
von Berlin")

Die Auszubildenden
können
das
Gesetzge
bungsver
fahren im
AH
erläutern
(auch
bezogen
auf
Plebiszite
)**
können
die
Möglichk
eiten und
Verfahre
nsweisen
der
Elemente
der
direkten
Demokra
tie
nennen
und
darstelle
n
können
Bedeutu
ng und
Erlass
von
Rechtsve
rordnung
en
erklären

3 2



7.Der Senat von
Berlin

7.1 Bildung
7.2 Stellung,
Aufgaben und
Befugnisse
7.3 Organisation und
Arbeitsweise

Die Auszubildenden
können
die
Bildung
des
Senats
erläutern
können
das
Instrume
nt des
Misstrau
ensantra
ges
darstelle
n
können
die
Aufgaben
(
politische
Leitung /
unpolitisc
he
Leitung
der
Hauptver
waltung )
darstelle
n
können
die
Arbeitsw
eise (
Richtlinie
nkompet
enz /
Ressortpr
inzip /
Kollegial
prinzip )
definiere
n

2 1



8. Der
Verfassungsgerich
tshof

8.1 Bildung und
Organisation
8.2 Aufgaben

Die Auszubildenden
kennen
die
Bildung
sowie die
Zusamm
ensetzun
g des
Verfassu
ngsgeric
htshofes
können
die
Aufgaben
des
Verfassu
ngsgeric
htshofes
nennen

1 0,5



9.Die Verwaltung 9.1 Unmittelbare
Landesverwaltung

di
e
Ha
up
tv
er
w
alt
un
g
di
e
Be
zir
ks
ve
rw
alt
un
g
Au
fg
ab
en
ve
rt
eil
un
g
Ve
rh
ält
ni
s
(H
au
pt
ve
rw
alt
un
g -
Be
zir
ks
ve
rw
alt
un
g
u.
a.
Ei
ng
riff
sr
ec
ht,
Au
fsi
ch
t,
Ve
rw
alt
un
gs
vo
rs
ch
rif
te
n)
Ra
t
de
r
Bü
rg
er
m
ei
st
er

9.2 Mittelbare
Landesverwaltung
9.3
Verwaltungsreform

Die Auszubildenden
können
die
Grundsät
ze der
zweistufi
gen
Verwaltu
ng 

Zu
st
än
di
gk
eit
en
Au
fsi
ch
t
Ko
nfl
ikt
e /
Zu
sa
m
m
en
ar
be
it
da
rst
ell
en
un
d
erl
äu
te
rn

können
die
Bezirke
als Teil
der
zweistufi
gen
Verwaltu
ng mit
ihrer
besonder
en
Rechtsst
ellung,
den
Prinzipie
n der
Selbstver
waltung
und
Organen
( BVV
und BA )
beschrie
ben *
können
die
mittelbar
e
Landesve
rwaltung
als Form
der
Selbstver
waltung
beschrei
ben und
Beispiele
nennen
kennen
den
aktuellen
Stand
der
Reformdi
skussion

( * siehe auch
Richtlernziel:
"Grundzüge des
Gemeinderechts" )

3

2

1

4



Leistungsnachwei
s schriftlich
(Klausur)

2

11.5 Einführung in das juristische Denken (EjD) - 8 DStd.

Lernziel:

Ziel dieses Unterrichtsfaches ist es, dass die Auszubildenden eine einheitliche Wissensbasis für
die in der Ausbildung zu vermittelnden Rechtsfächer erhalten. Juristische Grundsätze werden
verwaltungsnah dargestellt.

Die Auszubildenden

erkennen, welche Aufgaben das Recht hat
können zwischen öffentlichem und privatem Recht, formellem Recht und materiellem
Recht sowie zwischen Rechtsquellen und bloßen Weisungen ohne Außenwirkung
unterscheiden
erkennen die verschiedenen Arten von Rechtsnormen und können diese anwenden
erkennen unbestimmte Rechtsbegriffe und können diese auslegen
erkennen gebundene Verwaltung und Ermessensverwaltung und können
pflichtgemäßes Ermessen ausüben
beherrschen die schriftliche Darstellung einer juristischen Begutachtung nach
Verwaltungsmaßstäben

Hinweis

Die Behandlung der Themen erfolgt unter auszugsweiser Verwendung des Lehrbriefes
„Einführung in das juristische Denken“ in der aktuellen Auflage. Begleitende Fallkonstellationen
werden von der Dozentin/dem Dozenten eingebracht.

Stand: 05/2016

Genehmigt durch VAk-Vorstand: 09/2016

Richtlernziel Groblernziel Erläuterung
Groblernziel

Lernzielstufe Zeitrichtwert in
DStd.



1.Wesen und
Aufgaben des
Rechts, die
Rechtsordnung

1.1 Allgemeine
Bedeutung des
Rechts
1.2 Objektives und
subjektives Recht

Die Auszubildenden
können
den
Zusamm
enhang
zwischen
Gerechti
gkeit,
Recht
und
Gesetz
beschrei
ben und
unterschi
edliche
Rechtsart
en und
deren
Stellung
im
Normgef
üge
darstelle
n

2 1



2.Rechtsquellen -
Ihre Rechtsetzung
und Rangordnung

2.1 Formelle
Gesetze
2.2 Materielle
Gesetze
2.3
Rechtsverordnungen
2.4
Verwaltungsvorschri
ften,
Ausführungsvorschri
ften
2.5
Gewohnheitsrecht,
Richterrecht

Die Auszubildenden
können
formelle
von
materiell
en
Gesetzen
untersch
eiden
und
diese von
verwaltu
ngsintern
en
Regelung
en ohne
Außenwir
kung
anhand
von
Beispiels
normen
abgrenze
n
können
die
Bedeutu
ng von
Gewohnh
eits- und
Richterre
cht für
Rechtsan
wendung
der
Exekutiv
e
erläutern
können
die
verschie
denen
Regelung
en in
eine
Normenp
yramide
einordne
n und
erläutern

2 1



3.Arten von
Rechtsnormen

3.1 Verbots- /
Gebotsnormen
3.2 Hilfsnormen
3.3 Gegennormen
3.4 Sonstige Normen
3.5 Antwortnormen

Die Auszubildenden
können
die
verschie
denen
Normarte
n
erläutern
und
voneinan
der
abgrenze
n
können
diese
anhand
von
Gesetzes
texten
beispielh
aft
identifizi
eren

3 1

4.Auslegung
bestimmter
Rechtsbegriffe

4.1
Auslegungskriterien
4.2 Analogie und
ergänzende
Auslegung
4.3 Teleologische
Reduktion

Die Auszubildenden 
können
mithilfe
der
Auslegun
gskriterie
n
unbestim
mte
Rechtsbe
griffe
konkretis
ieren,
definiere
n und
diese
sachverh
altsbezog
en
anwende
n

2 1



5.Ermächtigungsg
rundlagen, die
Antwortnormen
im öffentlichen
Recht /
Rechtsfolgen

5.1 Tatbestandsseite
5.2 Rechtsfolgeseite
5.3 Muss-, Soll- und
Kannvorschriften
5.4 Pflichtgemäßes
Ermessen
5.5 Grundsatz der
Verhältnismäßigkeit

Die Auszubildenden
können
gesetzes
bezogen
die
unterschi
edlichen
Rechtsfol
geseiten
darstelle
n und
Ermächti
gungsgru
ndlagen
benenne
n /bilden
können
die
Bedeutu
ng der
Möglichk
eit zur
Ermesse
nsausübu
ng
erläutern
und im
Rahmen
der
gesetzlic
hen
Grenzen
pflichtge
mäß
Ermesse
n
ausüben
und
fallbezog
en
verhältni
smäßige
Entschei
dungen
treffen

3 2



6.Der
Gutachtenstil

6.1 Bedeutung
6.2 Sprache
6.3 Aufbau

Die Auszubildenden
können
einen
Sachverh
alt in
Form
einer
juristisch
en
Begutach
tung
verwaltu
ngsbezog
en lösen
können
die
Ergebnis
se in
einem
Vermerk
darstelle
n

 

3 2

Kein schriftlicher
Leistungsanchwei
s

 

11.6 Haushaltsrecht (Haush) - 48 DStd.

Lernziel:

Die Auszubildenden

haben umfassende Kenntnisse in der Haushalts- und Finanzwirtschaft in Berlin,
insbesondere

Inhalt und Charakter des Haushaltsgesetzes sowie Begriff, Wirkung und Funktion
des Haushaltsplans
Verfahren der Aufstellung des Haushaltsplans mit den maßgeblichen
Entscheidungsprozessen der politischen Institutionen
Bestandteile des Haushaltsplans mit Gliederung und Haushalts-systematik
einschließlich Bezirksverwaltungen

kennen die Verantwortung in der Haushaltswirtschaft



kennen die Grundsätze zur Erhebung von Einnahmen
kennen die Bewirtschaftungsgrundsätze für Ausgaben
kennen die Grundsätze für die Vergabe öffentlicher Aufträge und gehen damit
rechtssicher um
kennen die Steuerungsinstrumente im Rahmen einer flexiblen Haushalts-wirtschaft

Stand: 05/2016

Genehmigt durch VAk-Vorstand: 09/2016

Richtlernziel Groblernziel Erläuterung
Groblernziel

Lernzielstufe Zuordnung der
DStd.

Haushaltsrecht 1 (16 DStd.)



1.Der
Landeshaushalt

1.1 Zielstellung und
Wirkungen des
Haushaltsplans

1.2 Bedeutung des
Haushaltsgesetzes 

1.3
Haushaltskreislauf
einschließlich
Aufstellungsverfahre
n und Kontrolle

1.4 Bestandteile des
Haushaltsplans

1.5
Haushaltsgliederung

1.6 Stellenplan

Die Auszubildenden
kennen
die
wesentlic
hen
Aufgaben
und
Wirkunge
n als
Steuerele
ment
verstehe
n die
Planungs
methode
n für die
Ermittlun
g des
Finanzbe
darfs

kennen
die
Bedeutu
ng und
Wirkung
des
Haushalt
sgesetze
s
verstehe
n die
Feststellu
ngswirku
ng (
einschlie
ßlich der
vorläufig
en
Haushalt
swirtscha
ft )

kennen
und
verstehe
n die
wichtigst
en
Verfahre
nsschritt
e im
Zuge des
Aufstellu
ngsverfa
hrens
verstehe
n die
Bedeutu
ng des
Haushalt
sausgleic
h
kennen
und
verstehe
n die
Aufgaben
von
Revision,
Abgeord
netenhau
s / BVV
und
Landesre
chnungs
hof bei
der
Haushalt
splankon
trolle

verstehe
n die
Gliederu
ng und
Haushalt
ssystema
tik des
Landesha
ushaltspl
ans und
der
Bezirksh
aushalts
pläne
einschlie
ßlich der
Stellenpl
äne
kennen
die
Einahme-
und
Ausgabe
arten
können
anhand
von
Übungsfä
llen aus
der
beruflich
en Praxis
selbststä
ndig
Steuern,
Gebühre
n,
Beiträge
und
Entgelte
zuordnen
verstehe
n die
Unterschi
ede der
haushalt
stechnisc
hen
Regelung
en für
Einnahm
en,
konsumti
ven
Ausgabe
n,
Investitio
nsausgab
en sowie
Verpflicht
ungserm
ächtigun
gen
können
Personal
ausgabe
n,
konsumti
ve
Sachausg
aben und
Investitio
nen
differenzi
eren
verstehe
n die
herausge
hobene
Bedeutu
ng von
Investitio
nen
verstehe
n die
Bedeutu
ng von
Verpflicht
ungserm
ächtigun
gen für
die
Transpar
enz und
parlamen
tarische
Kontrollf
unktion
kennen
die
Regelung
en zur
Krediter
mächtigu
ng
verstehe
n die
Auswirku
ngen von
gesamtw
irtschaftli
chen
Entwicklu
ngen

können
zwischen
Grob-
und
Feinglied
erung
mit
Einzelpla
n, Kapitel
und
Titeln
untersch
eiden
kennen
die
Unterschi
ede
zwischen
Landesha
ushalt
und den
Bezirksh
aushalts
plänen
kennen
exemplar
ische
Haushalt
szahlen
im
Zahlen-
und
Erläuteru
ngsteil
und
können
diese
erläutern
verstehe
n die
Bedeutu
ng und
Wirkung
von
Haushalt
svermerk
en

kennen
den
Aufbau
und die
Funktion
eines
Stellenpl
ans und
können
zwischen
Stellen,
Planstelle
n und
Beschäfti
gungspos
itionen
differenzi
eren
kennen
die
Unterschi
ede zu
freien
Mitarbeit
ern

2
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2

 
 
 
 
 
 
 
1

 



2.Haushaltsgrund
sätze

2.1 Bedeutung und
Wirkungen von
Haushaltsgrundsätz
en und deren
Ausnahmen

Die Auszubildenden
verstehe
n die
Bedeutu
ng des
Kassenwi
rksamkei
ts-
prinzips
für die
zeitliche
Bindung
kennen
die
Vorausse
tzungen
für die
Bildung
von
Haushalt
sresten
verstehe
n den
Unterschi
ed
zwischen
sachliche
r
Bindung
und
Zweckbin
dung und
können
diesen
erläutern
kennen
die
herausge
hobene
Bedeutu
ng der
Grundsät
ze der
Notwendi
gkeit
sowie
Wirtschaf
tlichkeit
und
Sparsam
keit und
können
diese
anhand
konkrete
r
Einzelfäll
e
erläutern
verstehe
n wie die
ordnungs
gemäße
Beachtun
g der
Notwendi
gkeit
sowie
Wirtschaf
tlichkeit
und
Sparsam
keit
überprüft
werden
kann
kennen
die
Bedeutu
ng der
Gesamtd
eckung
u.a. für
den
Haushalt
sausgleic
h

2 2



3.Bildung von
Ansätzen

3.1 Anmelden von
Maßnahmen
3.2 Erstellen von
Voranschlägen

Die Auszubildenden
können
Titelgrup
pen und
Ansatzhö
he unter
Anwendu
ng und
Berücksic
htigung
von
Rundung
svorschri
ften und
der
haushalt
stechnisc
hen
Vorschrif
ten für
Einnahm
en (inkl.
Zweckge
bundene
Mittel)
sowie
Personal
ausgabe
n,
konsumti
ven
Sachausg
aben
(inkl.
Zuwendu
ngen)
und
Investitio
nsausgab
en
selbstän
dig
ermitteln
erkennen
erforderli
che
Haushalt
svermerk
e und
Verpflicht
ungserm
ächtigun
gen
anhand
praktisch
er
Übungsfä
lle

2 3



4.Globalsumme 4.1 Bestandteile der
Globalsumme
4.2 Ermittlung der
Globalsumme im
Zuge des
Aufstellungsverfahre
ns

Die Auszubildenden
kennen d
ie
Unterschi
ede bei
der
Ermittlun
g der
Finanzbe
darfe
zwischen
Hauptver
waltung
und der
Globalzu
weisung
an die
Bezirke
auf Basis
von
Produkte
n
kennen
die
wesentlic
hen
Bestandt
eile einer
Globalsu
mme
kennen
wesentlic
he Vor-
und
Nachteile
der
Globalsu
mmensys
tematik

1 0,5

Leistungsnachwei
s schriftlich
(Klausur)

  2

 

Richtlernziel Groblernziel Erläuterung
Groblernziel

Zuordnung der
Dat.

Lernzielstufe

Haushaltsrecht 2 (18 DStd.)



 1.Dezentrale
Fach- und
Ressourcenverord
nung

1.1 Bedeutung der
dezentralen Fach-
und
Ressourcenverantwo
rtung für die
Haushaltsführung

1.2 Funktionsträger

1.3 Befugnisse

Die Auszubildenden
können
Vor- und
Nachteile
erläutern
können
die
dezentral
e Fach-
und
Ressourc
enverant
wortung
zur
zentralen
Steuerun
g
abgrenze
n

kennen
die
Aufgaben
und
Funktion
en der
Funktion
sträger
(Leitende
der
Verwaltu
ngszweig
e,
Beauftra
gte für
den
Haushalt,
Titelverw
altende,
Leitende
von
Organisa
tionseinh
eiten)
und
können
diese
untersch
eiden

kennen
die
Wirkunge
n der
rechtsge
schäftlich
en
Vertretun
gsmacht,
Feststellu
ngsbefug
nisse und
Anordnu
ngsbefug
nis und
können
selbstän
dig
untersch
eiden,
wann
diese
auszuübe
n sind

2

 
 
 
 
 
3

 
 
 
 
 
 
 
 
2

0,5

 
 
 
 
 
1

 
 
 
 
 
 
 
 

1



2.Haushaltsüberw
achung

2.1 Methoden des
Haushaltscontrolling
s
2.2 Instrumente des
Haushaltscontrolling
s

Die Auszubildenden 
kennen
die
Aufgaben
des
Landesfin
anzservic
e
(einschlie
ßlich
Landesha
uptkasse
und
zentrale
Verfahre
nsbetreu
ung HKR)
und
Bezirkska
ssen bei
der
Haushalt
sführung
und -
überwac
hung
kennen
und
verstehe
n
verschie
dene
Methode
n und
Instrume
nte des
Haushalt
scontrolli
ngs bei
der
Überwac
hung der
Haushalt
sführung.
können
die
verschie
denen
Arten der
Haushalt
süberwac
hungslist
en
untersch
eiden
und
berechne
n

2 1



3.
Bewirtschaftung
von Einnahmen

3.1 Grundlagen der
Einnahmebewirtscha
ftung
3.2 Formale
Voraussetzungen für
die Veränderung von
Ansprüchen
 
 
 

Die Auszubildenden
die
Anforder
ungen
einer
rechtzeiti
gen und
vollständi
gen
kassenwi
rksamen
Einnahm
eerhebun
g
untersch
eiden
die
haushalt
srechtlic
hen
Vorschrif
ten bei
der
Auswahl
von
Stundung
,
Niedersc
hlagunge
n und
Erlass bei
der
Veränder
ung von
Ansprüch
en des
Landes
Berlins
selbstän
dig
anwende
n

3 2,5



4.Bewirtschaftung
von Ausgaben

4.1 Vergabe von
öffentlichen
Aufträgen

4.2 Abweichungen
vom Haushaltsplan

Die Auszubildenden
kennen
und
verstehe
n die
Grundlag
en bei
der
Bewirtsc
haftung
von
Ausgabe
n
kennen
die
formalen
Vorausse
tzungen
für die
Anwendu
ng des
Vergaber
echts
verstehe
n die
Vergabe
grundsät
ze
kennen
die
Unterschi
ede der
Unter-
und
Obersch
wellenve
rfahren
einschlie
ßlich der
Vergabea
rten
können
Auftrags
werte
berechne
n
können
die
zulässige
n
Vergabea
rten bei
Untersch
wellenve
rfahren
auswähle
n
können
selbstän
dig die
wichtigst
en
Vorausse
tzungen
für die
Vergaber
eife
eines
Verfahre
ns prüfen
kennen
die
reguläre
n
verfahre
nsvorber
eitenden
Maßnah
men
(Vorüberl
egungen)
und
können
diese
erläutern
können
Angebote
anhand
von
Übungsfä
llen
formal
prüfen
und
werten
können
die
Vorausse
tzungen
der
Verfahre
nsaufheb
ung
prüfen
kennen
die
haushalt
srechtlic
hen
Regelung
en zur E-
Vergabe

kennen
die
Aufgabe
von
Nachtrag
shaushal
ten und
Ergänzun
gsplänen
kennen
und
verstehe
n die
Unterschi
ede von
höheren
und
neuen
Ausgabe
n bei
zusätzlic
hen
Finanzbe
darfen
innerhalb
der
Haushalt
swirtscha
ft
können
die
Mehrbed
arfe
korrekt
ermitteln
und die
formalen
Vorausse
tzungen
(u.a.
Deckung
sfähigkei
t und
über-
und
außerpla
nmäßige
Ausgabe
n) für
einen
Ausgleich
prüfen
und
anwende
n

3

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3

7

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

3



Leistungsnachwei
s schriftlich
(Klausur)

2

 

Richtlernziel Groblernziel Erläuterung
Groblernziel

Zuordnung der
Dstd.

Lernzielstufe

Wiederholung und
Vertiefung der
Lerninhalte aus
Haushaltsrecht I
und II

Die Prüfungsreife für
die schriftliche und
praktische
Abschlussprüfung
 
 
 
 
 

Die Auszubildenden
können
die
Lerninhal
te von
Haushalt
srecht 1
und 2
selbstän
dig
anhand
von
Übungsfä
llen
bearbeite
n und die
einschläg
igen
rechtlich
en
Vorschrif
ten
lösungsg
erecht
anwende
n

3 10

Leistungsnachwei
s schriftlich
(Klausur)

  2

 

Haushaltsrecht 3 (14 DStd.)



11.7 Informationstechnik (IT) - 12 DStd.

Lernziel:

Die Auszubildenden verstehen die Gründe für den zunehmenden Einsatz der
Informationstechnik und können sie auf ihr eigenes Umfeld übertragen. Dabei werden sie sicher
in der Handhabung der Themen Ergonomie, Datenschutz und Präsentation. Im Abschluss
können die Auszubildenden die weitere Entwicklung einschätzen und denkbare Modelle
entwickeln.
Stand: 05/2016

Genehmigt durch VAk-Vorstand: 09/2016

 

Richtlernziel Groblernziel Erläuterung
Groblernziel

Lernzielstufe Zuordnung
der DStd.



1.Allgemeine
Grundlagen

1.1 Gründe und
Ziele für die
Anwendung der IT
1.2 Probleme der
Automatisierung von
Aufgaben
1.3 Grundbegriffe
der IT
1.4 Elementare
Funktion der
Informationsverarbei
tung

Die Auszubildenden
kennen
Grundlag
en von
Software
(z.B.
Betriebss
ystem,
Standard
software,
Fachanw
endunge
n)
kennen
Anforder
ungen
und
Schwieri
gkeiten
für den
Einsatz
von IT
Anwendu
ngen
können
die
Sachverh
alte auf
aktuelle
Situation
en in der
Berliner
Verwaltu
ng
übertrag
en

2 1



2. Ergonomie 2.1 Rechtliche
Grundlagen
2.2 Modelle der
Risikobewertung
2.3 Ergonomischer
Arbeitsplatz

Die Auszubildenden
kennen
rechtlich
e
Grundlag
en die für
einen
Bildschir
marbeits
platz
anzuwen
den sind
können
Aussage
n und
Beispiele
auf Ihre
Sachlichk
eit hin
überprüf
en und
bewerten
kennen
wesentlic
he
Kriterien,
die für
gute
Arbeitsbe
dingunge
n
notwendi
g sind.
kennen
Möglichk
eiten
sind
laufend
auf den
aktuellen
Stand
der
Technik
zu halten

3 1



3.Datenschutz /
Datensicherheit

3.1 Grundlagen der
EU
DatenschutzGrundv
erordnung
3.2 Informationelles
Selbstbestimmungsr
echt
3.3 Rechtlicher
Rahmen der
Verwaltung für die
Verarbeitung von
personenbezogenen
Daten
3.4 Datensicherheit
3.5
Sicherheitsvorfall
3.6 Regeln für
sicheres Arbeiten
am Arbeitsplatz und
Mobil (Passwörter,
Signaturen,
CyberAngriffe)

Die Auszubildenden
 kennen
die
Grundlag
en der
EUDSGV
O
können
die
Rahmenb
edingung
en für
eine
datensch
utzgerec
hte
Verarbeit
ung
prüfen
und
bewerten
 kennen
die
Abgrenzu
ng
Datensch
utz /
Datensic
herheit
kennen
den
Begriff
Sicherhei
tsvorfall
und
können
ein
richtiges
Verhalte
n
zuordnen
  
können
sichere
Passwört
er
erzeugen
 kennen
die
Gefahren
und
Bedrohu
ngen
beim
digitalen
Arbeiten

2 4



4.Präsentation 4.1 Grundlagen
einer guten
Powerpoint
Präsentation
4.2 Inhalte,
Gliederung,
Animation
4.3 Präsentieren in
Online Meetings

Die Auszubildenden
kennen
die
Anwendu
ngsmögli
chkeiten
von
Powerpoi
nt
können
einfache
Präsentat
ionen
jederzeit
erstellen

3 2

5.E-Government 5.1  Ziele des
Einsatzes
5.2 EGovernment
Gesetz Berlin
5.3 Aktuelle
Entwicklungen
5.4 OZG

Die Auszubildenden
kennen
die
Gründe
und Ziele
für eine
elektroni
sche
Verwaltu
ng
kennen
die
wesentlic
hen
Inhalte
des
Berliner
EGovern
ment
Gesetzes
kennen
das OZG
können
Fragen
zum
aktuellen
Sachstan
d ihrer
Ausbildu
ngsbehör
de
strukture
ll und
inhaltlich
richtig
beantwor
ten 

2 2



6.Auswirkungen
der IT

6.1 Auf den
Arbeitsplatz
6.2 Auf die
Verwaltung
6.3 Auf den
Bürger/die Bürgerin
im Umgang mit der
Verwaltung

Die Auszubildenden
können
die
aktuellen
Lehrinhal
te auf ihr
Arbeitsu
mfeld
übertrag
en
können
technisch
e
Entwicklu
ngen
oder
Restriktio
nen
öffentlich
er
Verwaltu
ng aus
ihrer
Sicht
kritisch
bewerten
können
die
Entwicklu
ngen und
Veränder
ungen,
die durch
die
Corona-
Pandemi
e
entstand
en sind,
einordne
n und
bewerten

2 1

Leistungsnachweis
schriftlich 

1

11.8 Kommunikation (Komm) - 24 DStd.

Lernziel:



Mit der Integration der Kommunikationsthemen in einem mehrgliedrigen, aufeinander
aufbauenden Seminarkonzept ist das Ziel verbunden, die Auszubildenden mit praktischen
Anleitungen zu unterstützen und während ihrer Ausbildung kontinuierlich zu begleiten. Aktuelle
Beispiele aus der Gruppe sollen hierbei für den Lernprozess herangezogen werden.
Stand: 05/2016

Genehmigt durch VAk-Vorstand: 09/2016

 

Richtlernziel Groblernziel Erläuterung
Groblernziel

Lernzielstufe ZuordnungderDSt
d.

Kommunikation 1 - 16 DStd. -
Grundlagen der Kommunikation &
Kommunikation am Telefon



1.Kommunikations
modelle

1.1 Einführung in
grundlegende
Kommunikationsmo
delle, beispielsweise

Ei
ge
n-
un
d
Fr
e
m
d
w
ah
rn
eh
m
un
g
(Jo
ha
ri-
Fe
ns
te
r)
Ei
sb
er
g
m
od
ell
Se
nd
er-
E
m
pf
än
ge
r-
M
od
ell
e
 V
er
ba
le,
no
nv
er
ba
le
un
d
pa
ra
ve
rb
al
e
Bo
ts
ch
aft
en
Ex
pli
zit
e
un
d
im
pli
zit
e
Bo
ts
ch
aft
en
Se
le
kti
ve
W
ah
rn
eh
m
un
g /
Inf
or
m
ati
on
sv
erl
us
te

1.2 Übungen zum
sender- und
empfängerorientiert
en Umgang mit den
Modellen anhand
praktischer Beispiele

Die Auszubildenden
Kommuni
kation
beeinflus
sen
können
ihr
eigenes
Kommuni
kationsve
rhalten
auf der
Grundlag
e der
Lehrinhal
te
reflektier
en
können
das
grundleg
ende
Kommuni
kationsve
rständnis
in Bezug
zum
beruflich
en
Kontext
bringen

1 4



2.Relevanz und
gesellschaftlich-
politischer
Rahmen von
Kundenorientieru
ng

2.1
Kundenorientierung
in der Öffentlichen
Verwaltung –
Ausgangspunkt und
Zielsetzung
2.2 Verwaltung als
Dienstleistung –
Historische und
politische
Rahmenbedingunge
n
2.3 Rolle der
Bürgerinnen und
Bürger  als externe
Kundinnen und 
Kunden
2.4 Vorteile der
Kundenorientierung
für die
Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter der
Verwaltung
2.5 Ebenen der
Kundenorientierung

Ve
rw
alt
un
gs
zu
ga
ng
Ve
rw
alt
un
gs
in
ha
lte
Ve
rw
alt
un
gs
ve
rfa
hr
en

Die Auszubildenden
können
die
Entwicklu
ng und
aktuellen
Zielsetzu
ngen
zum
Thema
Kundenor
ientierun
g in der
Öffentlic
hen
Verwaltu
ng
wiederge
geben
können
die
Rollen
von
Bürgerin
nen und
Bürgern
als
externe
Kundinne
n und
Kunden
reflektier
en und
beschrei
ben
können
reflektier
en, wie
individue
lle und
vielfältig
e
Lebensla
gen und
daraus
resultiere
nde
Bedürfnis
se der
Kundinne
n und
Kunden
in der
Kundenor
ientierun
g
berücksic
htigt
werden
können

2 2



3.Kundenorientier
te Gestaltung von
Texten

3.1 Verständlichkeits
regeln
3.2
Adressatenbezogene
, gendergerechte
und
lösungsorientierte
Formulierungen

 Die Auszubildenden
können
Texte
adressat
engerech
t
formulier
en
kennen
genderge
rechte
Formulier
ungen
für
Verwaltu
ngstexte

2 2



4.Techniken der
praktischen
Kommunikation
mit dem
Kunden/der
Kundin anhand
von Rollenspielen,
Praxissimulatione
n, Reflektionen
und Fallbeispielen

4.1 Techniken
professioneller
Gesprächsführung
und Übungen
4.2 Strukturierter
Gesprächsaufbau
4.3
Lösungsorientierung
im Gespräch
4.4 Umgang mit
Konflikten
4.5 Umgang mit
schwierigen
Situationen;
Entwicklung von
kommunikations-
bezogenen
Deeskalationsstrate
gien

 Die Auszubildenden
können
den
Aufbau
und
Ablauf
eines
strukturi
erten
Gespräch
s
wiederge
ben
kennen
Formulier
ungsbesp
iele für
ein
kundenor
ientiertes
und
lösungso
rientierte
s
Gespräch
kennen
kommuni
kationsb
ezogene
Deeskala
tionsstrat
egien
und
können
sie
anwende
n

3 4



5.Grundlagen des
Telefongesprächs

5.1 Stimme und
Sprechweise als
Wirkungsmittel im
telefonischen
Kontakt
5.2 Struktur des
Telefongesprächs
5.3 Zielorientierte
Steuerung eines
Telefongesprächs
5.4 Übungen zum
Umgang mit
(schwierigen)
Anruferinnen und
Anrufern

Die Auszubildenden
können
die
Einflussfa
ktoren
von
Stimme
und
Sprechw
eise auf
die
telefonis
che
Kommuni
kation
wiederge
ben
können
den
strukturi
erten
Aufbau
und
Ablauf
eines
Telefong
espräche
s
wiederge
ben

1 2



6.Kundenorientier
ung durch
professionelles
Telefonieren

6.1 Telefonische
Dienstleistung als
Schnittstelle zum
Kunden/zur Kundin
6.2 Bedeutung und
Spezifika des
telefonischen
Kundenkontaktes
6.3
Adressatenorientieru
ng am Telefon
 Erstellen eines
„Telefonknigge“

 Die Auszubildenden
kennen
die
spezielle
n
Merkmal
e des
telefonis
chen
Kundenk
ontaktes
können
die
Bedeutu
ng des
kundenor
ientierte
n
telefonis
chen
Kundenk
ontakts
als
Dienstlei
stung
wiederge
ben
können
einen
„Telefonk
nigge“
erstellen

2 2



 Leistungsnachwei
s
 

Aktive
Teilnah
me am
Unterric
ht
(Rollens
piele,
Bearbeit
en von
Fallbeis
pielen,
Recherc
he und
Transfer
)
Ausarbe
iten und
Durchfü
hren
einer
Präsent
ation

     

 

Richtlernziel Groblernziel Erläuterung
Groblernziel

Lernzielstufe Zuordnung der
Doppelten

Kommunikation 2 - 8 DStd, -
Interkulturelle Kompetenz und
Diversitymanagement



1.Diversity-
Kompetenz im
Umgang mit den
Kunden und
Kundinnen

1.1 Umgang mit
Unterschiedlichkeite
n – Diversity
Management als
Herausforderung für
Gesellschaft und
Verwaltung
1.2 Geschichte und
Aktualität der
diversity-
orientierten und
interkulturellen
Fragestellungen in
Deutschland
1.3 Auswirkungen
interkultureller
Konflikte auf das
Verwaltungshandeln
anhand von
Fallbeispielen
1.4 Vertiefung der
wesentlichen
Grundlagen
kundenorientierten
Verwaltungshandeln
s anhand diversity-
orientierter und
interkultureller
Fragestellungen

 Die Auszubildenden
können
die
Begriffe
Diversity
und
Diversity
Manage
ment
definiere
n
können
die
Aufgabe
und
Bedeutu
ng für die
Öffentlic
he
Verwaltu
ng hierzu
darstelle
n
kennen
das
Diversity-
Leitbild
und
dessen
Umsetzu
ng in der
Berliner
Verwaltu
ng
können
die
Auswirku
ngen/Her
ausforder
ungen
für das
Verwaltu
ngshand
eln im
migration
sgesellsc
haftliche
n/
interkult
urellen
Kontext
wiederge
ben

2 2



2.Anwendung und
Vertiefung der
Kommunikationst
echniken anhand
interkultureller
Fragestellungen

2.1 Vertiefung der
kommunikationsthe
oretischen Modelle
im Blick auf
interkulturell
unterschiedliche
Wahrnehmungen
und
Reaktionsweisen
anhand eigener
Fallbeispiele und
Erfahrungen
2.2 Vertiefung von
Techniken der
kundenorientierten
Gesprächsführung
insbesondere bei
eingeschränkten
Sprachkenntnissen
2.3 Bedeutung der
Körpersprache in der
interkulturellen
Kommunikation
2.4 Prävention von
Konflikten

Die Auszubilden
können
das
eigene
Kommuni
kationsve
rhalten in
Bezug
auf
interkult
urelle
und
diversity-
bezogen
e
Zusamm
enhänge/
Konflikte
reflektier
en
können
Unterschi
ede/Gem
einsamke
iten und
Handlung
soptione
n im
interkult
urellen
Kundenk
ontakt
zur
Präventio
n/Deeska
lation
von
Konflikte
n und in
der
adressat
en- und
kundenor
ientierte
n
Kommuni
kation
einbinde
n

3 6

Kein schriftlicher
Leistungsnachwei
s

 



 

11.9 Polizei- und Ordnungsrecht (POR) - 36 DStd.

Lernziel:

Ziel dieses Unterrichtsfaches ist es, durch Anwendung der Rechtsnormen des
Gefahrenabwehrrechts materiell überschaubare Sachverhalte nach der Methodik der
Rechtsanwendung zu prüfen und dabei verwaltungsrechtlich korrekt zu handeln.

Die Auszubildenden

verstehen die Wandlung des Polizeibegriffs von der vorabsolutistischen Zeit bis zur
heutigen Zeit
können die Besonderheiten des Polizei- und Ordnungsrechts innerhalb des
Verwaltungsrechts hinsichtlich seiner Instrumentarien und Zuständigkeitsregelungen
darlegen
verstehen die Ausbildungsinhalte „Kommunikation“, „Verwaltungstechnik“,
„Einführung in das juristische Denken“ und „Allgemeines Verwaltungsrecht“ als
Grundlagen der Fallbearbeitung des Polizei- und Ordnungsrechts
erarbeiten ein Rechtsgutachten (Vermerk) sowie ein Urteil (schriftlicher belastender
Verwaltungsakt)

Hinweis

Die Behandlung der Themen erfolgt unter Verwendung des Lehrbriefes „Polizei- und
Ordnungsrecht“ in der aktuellen Auflage. Begleitende Fallkonstellationen werden von der
Dozentin/dem Dozenten eingebracht.

Stand: 05/2016

Genehmigt durch VAk-Vorstand: 09/2016

Richtlernziel Groblernziel Erläuterung
Groblernziel

Lernzielstufe Zuordnung der
Dstd.

Polizei- und Ordnungsrecht 1 - 18 DStd.



1.Der Wandel des
formellen und
materiellen
Polizeibegriffs

1.1 Der Staat als
Friedens- und
Ordnungsmacht
1.2 Zur Geschichte
des Polizeibegriffs
1.3 Die heutige
Funktion des Polizei-
und Ordnungsrechts

Die Auszubildenden
können
den
Wandel
der
Polizei
als
„Wächter
in“ über
Recht,
Sitte und
Moral zur
heutigen
Aufgaben
definition
darstelle
n
können
den
Unterschi
ed
zwischen
der
heutigen
Vollzugsp
olizei und
den für
Gefahren
abwehr
zuständi
gen
Ordnung
sbehörde
n
skizziere
n

2 1



2. Ein
Grundbegriff des
POR –
Gefahrenabwehr

2.1 Ein weiter
Grundbegriff des
Polizei- und
Ordnungsrecht –
„öffentliche
Sicherheit und
Ordnung“

Die Auszubildenden
können
die
verschie
denen
Gefahren
arten
voneinan
der
abgrenze
n und
definiere
n
können
die
Bestandt
eile der
öffentlich
en
Sicherhei
t
erläutern
und
diese in
Abgrenzu
ng zur
öffentlich
en
Ordnung
fallbezog
en
anwende
n

2 2



3.Zuständigkeiten
bei der
Gefahrenabwehr

3.1 Sachliche und
örtliche
Zuständigkeit bei
der Gefahrenabwehr

Die Auszubildenden
kennen
die
einschläg
igen
Regelung
en (AZG,
ASOG,
ZustKatO
rd,
VwVfG
(Bln),
VvB) zur
Zuständi
gkeitsver
teilung
im Land
Berlin
und
können
diese
fallbezog
en
bestimm
en

2 0,5



4.Die
Ermessensausübu
ng der Verwaltung

4.1 Ermessensarten:
Entschließungs- und
Auswahlermessen
4.2
Ermessensreduzieru
ng auf Null
4.3 Ermessensfehler

Die Auszubildenden
kennen
die
Möglichk
eiten der
Ermesse
nsausübu
ng und
mögliche
Ermesse
nsfehler
können
die
Möglichk
eit einer
Ermesse
nsreduzi
erung
auf Null,
dem
jeweilige
n
Sachverh
alt
angemes
sen,
anwende
n

2 0,5

5. Das
Übermaßverbot
(Grundsatz der
Verhältnismäßigk
eit)

5.1  Ablauf der
Verhältnismäßigkeit
sprüfung anhand
praktischer Beispiele

Die Auszubildenden
kennen
die
Vorausse
tzungen
verhältni
smäßige
n
Handelns
und
können
diese
fallbezog
en
erörtern

2 0,5



6.Verantwortliche
Personen
(Adressaten)

6.1 Begriffsbestimm
ungen
6.2 Weitere
Probleme der
Adressatenregelung
6.3 Die unmittelbare
Ausführung einer
Maßnahme
6.4
Voraussetzungen
der
Inanspruchnahme
des sog. Nicht-
Störers nach
§ 16 ASOG

Die Auszubildenden
können
die
verschie
denen
Verantwo
rtlichen
definiere
n und
behördlic
he
Maßnah
men
anwendu
ngsbezog
en gegen
diese
ergreifen
kennen
die
besonder
en
Vorausse
tzungen
für die
Inanspru
chnahme
sog.
Nicht-
Störer
und
können
diese in
den
Kontext
der
verantwo
rtlichen
Personen
einordne
n
können
die
unmittelb
are
Ausführu
ng gem.
§ 15
ASOG als
Besonder
heit der
Adressat
enregelu
ng
einordne
n

2 1,5



7.Die
Generalklausel im
Polizei- und
Ordnungsrecht

7.1 Voraussetzunge
n und
Anwendungsbereich

Die Auszubildenden
können
die
Vorausse
tzungen
der
Generalkl
ausel
definiere
n
können
den
Anwendu
ngsberei
ch der
Norm im
Rahmen
der
Subsidiar
itätskette
des
Gefahren
abwehre
nden
Rechts
erfassen
und
erörtern

2 1



8.Die
Standardmaßnah
men

8.1 Voraussetzunge
n und
Anwendungsbereich

Die Auszubildenden
können
den
Unterschi
ed der
Standard
maßnah
men zur
Generalkl
ausel
(eindeuti
g
festgeleg
ter
Zweck
des
immer
gleichen
Eingriffs
in
bestimmt
e
Grundrec
hte)
darlegen
und die
Maßnah
men in
die
Subsidiar
itätskette
einordne
n

2 1



9.Grundlagen der
Ordnungsverfügu
ng sowie die
ordnungsbehördli
che Erlaubnis

9.1 Abschluss zur
gefahrenabwehrrech
tlichen Verfügung
und kurze
Darstellung der
Erlaubnis mit
Verweis auf
Vertiefung in VR –
Band 2

Die Auszubildenden
können
das
bisher
gelernte
in Form
einer
gefahren
abwehrre
chtlichen
Verfügun
g
darstelle
n und
kennen
die
Grundzü
ge der
ordnungs
behördlic
hen
Erlaubnis

2 1



10.Der
Verwaltungszwan
g

10.1 Die
Rechtsgrundlagen
und Mittel des
Verwaltungszwange
s
10.2 Weitere
Grundlagen des
Verwaltungszwange
s
10.3 Weitere
Voraussetzungen
des
Verwaltungszwange
s
10.4
Zwangsmittelandroh
ung

Die Auszubildenden
können
die
Vorausse
tzungen
der
Verwaltu
ngsvollst
reckung
und die
verschie
denen
Vollstrec
kungsart
en (mit
und ohne
Grund-
VA)
darstelle
n
können
die
zulässige
n
Zwangs
mittel
definiere
n und
fallbezog
en
anwende
n

2 2



11. Die
Ordnungsverfügu
ng in der Praxis

11.1  Darstellung
von
Verwaltungsakten
und deren
Durchsetzung mit
Zwangsmitteln
anhand praxisnaher
Verfügungen

Die Auszubildenden
können
den
Zusamm
enhang
von
Verwaltu
ngsakten
und
deren
Durchset
zung mit
Hilfe von
Zwangs
mitteln
darstelle
n
können
eine
praxisger
echte
Verfügun
g
erstellen
und
behörden
spezifisc
he
Besonder
heiten
berücksic
htigen

3 2
(mit ½ aus

polizeilicher
Erlaubnis, s.u.)



12. Grundsätze
des Ordn
ungswidrigkeitenr
echts in
Stichworten

12.1 Voraussetzung
en und
Anwendungsbereich
12.2 Abgrenzung
zum
Gefahrenabwehrrec
ht

Die Auszubildenden
kennen
den
Unterschi
ed
zwischen
Verfügun
gen zur
Gefahren
abwehr
und dem
Sanktion
scharakt
er des
Ordnung
swidrigke
itsverfahr
ens für
vergange
ne
Rechtsve
rstöße
und
können
diese
voneinan
der
abgrenze
n

2 1

13.Vertiefende
Übungen nach
Maßgabe der
Dozentin/ des
Dozenten

13.1 Beispiele aus
der Praxis anhand
verschiedener
Spezialgesetze aus
dem
Gefahrenabwehrrec
ht

Die Auszubildenden
können
fallbezog
en
Vermerk
e und
ordnungs
rechtlich
e
Verfügun
gen
formulier
en und
dabei
auch
Spezialge
setzen
anwende
n

3 2

Leistungsnachwei
s schriftlich (
Klausur)

2



 

Richtlernziel Groblernziel Erläuterung
Groblernziel

Lernzielstufe Zuordnung der
DStd.

 Polizei- und Ordnungsrecht 2 - 18 DStd.



Wiederholung und
Vertiefung der
Lerninhalte
Polizei- und
Ordnungsrecht 1

Übungen
in der
Anwendu
ng von
Rechtsno
rmen
Fallbearb
eitung
(Vermerk
,
Verfügun
g /
Bescheid
)
insbeson
dere zu
folgende
n
Bereiche
n des
Eingriffsr
echts

AS
O
G
Bl
n
Be
rlL
ad
Öf
fG
Ga
st
G
Gr
ün
an
lG
Ju
Sc
hG
Hu
nd
eG
Bl
n
LI
m
Sc
hG
Bl
n
Ni
SG
N
RS
G
Bl
n

Die Auszubildenden
können -
unter
Einbezie
hung der
GGO I -
praktisch
e
Aufgaben
bearbeite
n, dabei
Sachverh
alte
beurteile
n und
Lösunge
n
aufzeige
n
(fallbezo
gene
Rechtsan
wendung
)

3 16



Lesitungsnachwei
s 
schriftlich
(praktischer Fall:
Vermerk, Verfügung
analog Beispiel im
Lehrbrief) (120
min. Klausur
zuzüglich
Nachbereitung)

    2

11.10 Projekt Politik (Pol) - 16 DStd.

Lernziel:

Die Auszubildenden

kennen die Grundlagen der Projektarbeit und Präsentationstechniken
stärken anhand praxisbezogener Projektarbeit ihre Selbstlernkompetenz und die
Teamfähigkeit

Stand: 05/2016

Genehmigt durch VAk-Vorstand: 09/2016

Richtlernziel Groblernziel Erläuterung
Groblernziel

Lernzielstufe Zuordnung der
DStd.



1.Politische
Theorie

1.1 Grundbegriffe
der Politischen
Theorie

1.2 Politische Ideen

1.3
Regierungsformen

Die Auszubildenden
kennen
„Was ist
Politik?“
kenne
die
Begriffe
Macht,
Herrscha
ft,
Konflikt,
Legitimat
ion
kennen
die drei
Dimensio
nen des
Politische
n (Polity,
policy,
politcs)

kennen
die
politische
n Ideen
Sozialism
us
kennen
die
politische
n Ideen
Liberalis
mus
kennen
die
politische
n
IdeenKon
servatis
mus
kennen
„Was
bedeutet
politisch:
links –
rechts?“

kennen
die
Regierun
gsformen

re
pu
bli
ka
ni
sc
h
m
on
ar
ch
ist
isc
h
di
kt
at
ori
sc
h
de
m
ok
ra
tis
ch
e /
di
kt
at
ori
sc
he
Sy
st
e
m
e

1/2

1/2

1/2

1

1

1



2. Ausgewählte
Politikfelder

2.1 Internationale
Sicherheit und
Zusammenarbeit

2.2 Europäische
Integration

Die Auszubildenden
kennen
die
Institutio
nen

U
N
O
N
AT
O
KS
ZE

kennen
den Weg
von den
Europäis
chen
Gemeins
chaften
(EWG)
zur
Europäis
chen
Union
(EU)
kennen
Deutschl
ands
Rolle in
der EU:
Staatszie
l
europäis
che
Integrati
on (Art.
23 GG)
kennen
die
Grundfrei
heiten in
der EU
kennen
bürgersc
haftliche
Partizipat
ion an
Entschei
dungen
der EU
können
die
Frage:
EU –
Staatenb
und oder
Bundesst
aat?
erläutern
diskutier
en zum
Thema
„EU in
der
Krise? –
Migration
spolitik,
Euro-
Finanzpol
itik,
Erweiteru
ngs-
politik
und
Austritt
Großbrita
nniens
(Brexit)

1/2 1



3. Politik in
Deutschland

3.1 Vier staatliche
Ebenen

 

3.2 Rechtlicher
Rahmen von Politik

 
 
 
3.3 Parteienstaat

 
 
 
 
 
 
3.4
Interessenverbände
/ Einfluss auf
politische Prozesse

 
 

3.5 Bürgerliches
Engagement

Die Auszubildenden
 kennen
die vier
staatlich
en
Ebenen

Ge
m
ei
nd
en
Lä
nd
er
Bu
nd
Eu
ro
pä
isc
he
Un
io
n

 
kennen

79
Ab
sa
tz
3
G
G
-
E
wi
gk
eit
skl
au
se
l
di
e
Fr
ei
he
itli
ch
De
m
ok
ra
tis
ch
e
Gr
un
do
rd
nu
ng
(F
D
G
O)
po
liti
sc
he
Te
ilh
ab
er
ec
ht
e
(d
es
G
G)
in
de
r
Pr
ax
is

 
kennen
das
Parteienp
rivileg
(Art. 21
GG)
kennen
das
Parteieng
esetz
(PartG)
mit den
Schwerp
unkten:

W
a
s
i
s
t
e
i
n
e
P
a
r
t
e
i
C
h
a
n
c
e
n
g
l
e
i
c
h
h
e
i
t
d
e
r
P
a
r
t
e
i
e
n
P
a
r
t
e
i
f
i
n
a
n
z
i
e
r
u
n
g

kennen
die
Parteien
im
Bundesta
g
kennen
die
Bedeutu
ng von
parteinah
en
Stiftunge
n

 
 
 

kennen
die
Vereinigu
ngsfreihe
it des
Art. 9 GG
kennen
Arten
von
Verbänd
en:
Wirtschaf
ts-,
Arbeitge
ber-,
Arbeitne
hmer-,
Berufs-,
Verbrauc
herverbä
nde
kennen
NGOs
kennen
Lobbyism
us im
demokrat
ischen
Prozess

kennen
Beispiele
direkter
Demokra
tie:
Volksbeg
ehren,
Volksabst
immunge
n etc.
kennen
Bürgerini
tiativen

1

 
 
2

 
 
 

2

 
 
 
 
 

2

 
 
 
2

0,5

 

 
2

 
 
 

2

 
 
 
 
 

1,5

 
 
 

2



4.Aktuelles /
Exkursion /
Schwerpunktsetzu
ng

4.1 Politik aktuell Die Auszubildenden
 diskutier
en
aktuelle
politische
Ereigniss
e
 

1 0,5

Leistungsnachwei
s schriftlich

Klausur
(180
min.)
oder
Präsent
ation
(Kleingr
uppenpr
äsentati
on von
2-3
Persone
n)
währen
d des
Unterric
hts
zuzüglic
h
Thesenp
apier zu
ausgew
ählten
Themen
;
Abstim
mung
und
Festleg
ung
erfolgen
durch
die
Lehrkraf
t

2

 

Hinweis: Die Auszubildenden sind berechtigt – abweichend von den genannten
Themenvorschlägen – in Abstimmung mit dem Dozenten / der Dozentin weitere Themen
eigenständig festzulegen.



11.11 Staatsrecht (StR) - Repetitorium - 6 DStd.

Lernziel:

Die Auszubildenden kennen die grundlegenden Begriffe und können sie eigen-ständig darlegen
und erläutern.

Stand: 05/2016

Genehmigt durch VAk-Vorstand: 09/2016

Richtlernziel Groblernziel Erläuterung
Groblernziel

Lernzielstufe Zuordnung der
DStd.



1.Ve
rfassungsrechtlich
e
Grundentscheidun
gen

1.1 Art 20 und 1 GG
1.2 Ewigkeitsklausel
– Art. 79 Abs. 3 GG
1.3 Die
Bundesrepublik als
sozialer Rechtsstaat
1.4 Die
Bundesrepublik in
der Europäischen
Union – Art. 23 GG

Die Auszubildenden 
können
die
Bedeutu
ng der
Art. 1
und 20
GG als
Gegenen
twurf zur
Weimare
r
Reichsve
rfassung
darstelle
n
können
die 5
Staatsstr
ukturprin
zipien,
insbeson
dere
„Sozialst
aat“ und
„Rechtsst
aat“
erläutern
*
begreifen
die
Bundesre
publik als
Mitglieds
taat der
Europäis
chen
Union
können

die
Abgrenzu
ngen und
Mitwirku

ngs-
möglichk

eiten
– auch

der
Bundeslä

nder –
gegenüb
er der EU
darstelle

n **

* / ** siehe auch
Richtlernziel: „Der
deutsche
Rechtsstaat“)

2 1



2.Der deutsche
Rechtsstaat

2.1 Rechtsquellen
(„Normenpyramide“
)
2.2 Abgrenzung der
Zuständigkeiten
zwischen EU, Bund
und Ländern
2.3 Inhalte und
Bedeutung der
Rechtswegegarantie

Die Auszubildenden
können
die
Rechtsqu
ellen und
deren
Zustande
kommen
und
Rangfolg
e
darstelle
n und
erläutern
können
die
Basics
der
Zusamm
enarbeit
in der EU
(insbeso
ndere
„Subsidia
rität“ und
„begrenz
te
Einzeler
mächtigu
ng“)
erklären
**
können
die
umfasse
nde
Bedeutu
ng des
Art. 19
Abs. 4
GG
(Rechtsst
aat,
Gewalten
teilung,
Bundesv
erfassun
gs-
gericht)
erfassen
*

(* / ** siehe auch
Richtlernziel:
„Verfassungsrechtlic
he
Grundentscheidunge
n“)

2 1



3.Grundrechte 3.1 Geltung/
Wirkung von
Grundrechten
3.2
Grundrechtseinteilu
ng
3.3 Einschränkung
von Grundrechten
3.4 Bedeutung des
„Auffanggrundrecht
es“ –
2 Abs. 1 GG

Die Auszubildenden
können
die
Bedeutu
ng der
Grundrec
hte für
das
Mensche
nbild
darstelle
n
können
die
Grundrec
hte in
Mensche
n- und
Bürger:in
nenrecht
e
untersch
eiden
kennen
die
Notwendi
gkeit und
Möglichk
eit der
Grundrec
htseinsch
ränkung
und
können
sie
untersch
eiden
(Schrank
enarten)
können
den
Grundsat
z der
Verhältni
smäßigk
eit
bezogen
auf das
legislativ
e und
exekutiv
e
Verhalte
n
darstelle
n
können
Art. 2
Abs. 1
GG als
Auffangg
rundrech
t für
Auslände
r und
Auslände
rinnen
und als
subsidiär
anzuwen
dendes
Grundrec
ht
beschrei
ben
können
den
umfasse
nden
Schutzbe
reich des
Art. 2
Abs. 1
GG
(Allgemei
ne
Handlung
sfreiheit
–
Allgemei
nes
Persönlic
hkeitsrec
ht)
definiere
n

2 2



4.Mitwirkung der
Bundesländer

Die Auszubildenden
können
als
Ausprägu
ng des
Bundesst
aatprinzi
ps die
Mitwirku
ngsmögli
chkeiten
der
Bundeslä
nder auf
allen
Ebenen
staatlich
er Gewalt
(Legislati
ve,
Exekutiv
e,
Judikativ
e)
darstelle
n
die
Mitwirku
ngsmögli
chkeiten
der
Länder
bezogen
auf die
EU-
Ebene
darstelle
n *

(* / ** siehe auch
Richtlernziele:
„Verfassungsrechtlic
he
Grundentscheidunge
n“, „Der deutsche
Rechtsstaat“)

2 1



5.Aktuelle
Entwicklungen/
Schwerpunktsetzu
ng

Die Auszubildenden
können
aktuelle
Entwicklu
ngen/
Ereigni
sse
(z.B.
Urteile
des
BVerfG‘
es,
bevorst
ehende
Wahlen
,
besond
ers
wichtig
e
Gesetz
esvorh
aben
etc.) in
vorhan
denes
staatsr
echtlic
hes
Wissen
einordn
en

2 1

kein schriftlicher
Leistungsnachwei
s

 

11.12 Sozialhilferecht (Soz) - 24 DStd.

Lernziel:

Die Auszubildenden



können das Sozialstaatsprinzip und das System der sozialen Sicherung darstellen
kennen die Grundsätze, Träger und Zuständigkeiten der Sozialhilfe
können die Anspruchsvoraussetzungen für Hilfe zum Lebensunterhalt und
Grundsicherung definieren, das Spektrum der Selbsthilfemöglichkeiten erkennen und
die Bewilligung von laufenden und einmaligen Leistungen darlegen
können die Begrifflichkeiten Einkommen und Vermögen erläutern, verstehen den
Einsatz von Einkommen und können den Einsatz von Vermögen richtig verlangen

Stand: 05/2016

Genehmigt durch VAk-Vorstand: 09/2016

Richtlernziel Groblernziel Erläuterung
Groblernziel

Lernzielstufe Zuordnung der
DStd.

Sozialhilferecht 1 - 14 DStd.



1.Der Sozialstaat 1.1 Historisch
Entwicklung des
sozialen Systems
1.2 Das
Sozialstaatsprinzip

1.3
Bestandsgarantie

Die Auszubildenden
können
den
Begriff
und den
Inhalt
des
Sozialsta
ates
beschrei
ben
können
die
verfassu
ngsrechtl
ichen
Grundlag
en des
Sozialsta
ates
benenne
n
können
die
historisch
e
Entwicklu
ng hin
zum
Sozialsta
at
beschrei
ben
können

die
Strukturp
rinzipien

der
Verfassu
ng der

Bundesre
publik

Deutschl
and

benenne
n

1 1



2.Das System der
sozialen
Sicherung in der
Bundesrepublik
Deutschland

2.1 Das soziale Netz
der Bundesrepublik
Deutschland
2.2 Die
Sozialversicherung
2.3 Die Ausgabe der
sozialen Sicherung
2.4 Finanzierung der
Sozialleistungen
2.5 Drei-Säulen-
Theorie
2.6 Aufgaben und
Ziele der
Sozialgesetzbücher
(SGB)

Die Auszubildenden
können
den
Begriff
und den
Inhalt
des
sozialen
Netzes
beschrei
ben
können
die
Aufgaben
und Ziele
der
Sozialges
etzbüche
r sowie
insbeson
dere die
für die
Sozialhilf
egewähr
ung
wesentlic
hen
Bestimm
ungen
des SGB I
und X
benenne
n
können
die
Bereiche
benenne
n, die
innerhalb
der
Sozialhilf
e
besonder
s
kostenint
ensiv
sind

2 1



3.Grundsätze der
Sozialhilfe

3.1 Aufgabe der
Sozialhilfe
3.2 Nachrang der
Sozialhilfe
(Subsidiaritätsprinzi
p)
3.3 Besonderheiten
des Einzelfalls
(Individualprinzip)
3.4 Rechtsanspruch
auf Sozialhilfe
3.5 Einsetzen der
Hilfe
3.6 Vorbeugende,
nachgehende Hilfe
3.7 Formen der
Sozialhilfe
3.8 Rechte und
Pflichten der
Leistungsbezieher
3.9 Träger der
Sozialhilfe
3.10 Örtliche und
sachliche
Zuständigkeit
3.11 Verhältnis zu
freien
Wohlfahrtsverbände
n
3.12 Hilfe in
besonderen
Lebenslagen

Pe
rs
ön
lic
he
un
d
sa
ch
lic
he
Vo
ra
us
se
tz
un
ge
n
Wi
rts
ch
aft
lic
he
Vo
ra
us
se
tz
un
ge
n
Di
e
Ei
nk
o
m
m
en
sg
re
nz
en

Die Auszubildenden
können d
ie
allgemei
nen
Prinzipie
n und
Grundsät
ze des
Sozialhilf
erechts
nennen
können
die
einzelnen
Grundsät
ze
nennen
und
erklären
können
die
Grundsät
ze
anhand
von
konkrete
n
Sachverh
alten
auch
praktisch
umsetze
n

2 4



4.Hilfe zum
Lebensunterhalt
und
Grundsicherung

4.1 Allgemeine
Anspruchsvorausset
zungen
4.2 Überprüfung der
Selbsthilfemöglichke
iten der/ des
Hilfesuchenden
4.3 Ermittlungen des
sozialrechtlichen
Bedarfs
4.4 Laufende und
einmalige Hilfen
zum
Lebensunterhalt
4.5 Sozialhilfe an
Ausländer/ innen
4.6 Besonderheiten
der Grundsicherung

Die Auszubildenden
können
die
allgemei
nen
Prinzipie
n und
Grundsät
ze des
Sozialhilf
erechts
nennen,
können
die
einzelnen
Grundsät
ze
nennen
und
erklären,
können
die
Grundsät
ze
anhand
von
konkrete
n
Sachverh
alten
auch
praktisch
umsetze
n,
können
die
Untersch
eidung
zwischen
den
Leistung
en nach
dem SGB
II und
SGB XII
treffen
und
können
konkrete
Fallgestal
tungen
der
Leistungs
gewähru
ng mit
praxisna
hen
Sachverh
alten
lösen

3 3



5.Bedarfsdeckung
smöglichkeiten

5.1 Einsatz der
Arbeitskraft
5.2 Einkommen und
Vermögen

Be
gri
ff
de
s
Ei
nk
o
m
m
en
s
Ei
nk
o
m
m
en
sa
rt
en
Ni
ch
t
an
zu
re
ch
ne
nd
e
Ei
nk
o
m
m
en
Be
rei
ni
gu
ng
vo
n
Ei
nk
o
m
m
en
Ab
gr
en
zu
ng
zw
isc
he
n
Ei
nk
o
m
m
en
un
d
Ve
rm
ög
en

5.3 Begriff des
Vermögens

Ve
rw
er
tu
ng
Ge
sc
hü
tzt
es
Ve
rm
ög
en
Da
rle
he
ns
w
ei
se
Ge
w
äh
ru
ng
de
r
Hil
fe

Die Auszubildenden
können
den
Einsatz
von
Einkomm
en
verstehe
n und
hierbei
auch
nicht
einzusetz
ende
Einkomm
en
erkennen
,
können
Freibeträ
ge bei
einer
Erwerbst
ätigkeit
sicher
anwende
n
können
den
Einsatz
von
Vermöge
n richtig
verlange
n und
hierbei
auch
nicht
verwertb
ares oder
auch
geschütz
tes
Vermöge
n
erkennen
d
können
die
darlehen
sweise
Gewähru
ng von
Sozialhilf
e bei
nicht
verwertb
arem
Vermöge
n
anwende
n

3 2



6. Ansprüche der
Sozialhilfeempfän
ger/ innen,
Rückzahlbarkeit
von Leistungen

6.1 Kostenersatz
(schuldhaftes
Verhalten, Erben,
Doppelleistung)
6.2 Rückforderung
zu Unrecht
bezogener
Sozialhilfe
6.3 Überleitung von
Ansprüchen bzw.
Übergang von
bürgerlich-
rechtlichen
Unterhaltsansprüche
n
6.4 Erstattungen
zwischen
Sozialhilfeträgern
6.5
Kostenerstattungsan
sprüche zwischen
Sozialhilfeträgern

Die Auszubildenden
können
das
System
der
Aufhebun
g von
Verwaltu
ngsakten
fehlerfrei
anwende
n
können
Kostener
satzansp
rüche
gegen
Hilfesuch
ende
sowie
ggf.
gegen
deren
Erben
durchset
zen
können
zivilrec
htliche
Ansprü
che der
Leistun
gsbezie
henden
, die
durch
den
Träger
übergel
eitet
werden
könnte
n,
benenn
en

2 1

Leistungsnachwei
s schriftlich
(Klausur)

Das soziale Netz der
Bundesrepublik
Deutschland

2



Richtlernziel Groblernziel Erläuterung
Groblernziel

Lernzielstufe Zuordnung der
DStd

1.Wiederholung
und Vertiefung

1.1 Übungen in der
Anwendung von
Rechtsnormen;
Einfache
Fallbeispielbearbeitu
ng (Vermerk,
Bescheid)

Die Auszubildenden
können
Leistungs
ansprüch
e nach
den SGB
II und XII
sicher
zuordnen
können

konkrete
Fallgestal
tungen

der
Leistungs
gewähru
ng mit

praxisna
hen

Sachverh
alten
lösen

können
Bescheid
e über
die
Gewähru
ng von
Leistung
en nach
dem SGB
XII
fertigen

3 8

Sozialhilferecht 2 - 10 DStd.



2.
Arbeitslosengeld
II

2.1 Grundsätze
2.2 Ziele
2.3 Adressaten
2.4 Angebote
2.5 Verhältnis zu
anderen Hilfen

 Die
Auszubildenden

können
die
Aufgaben
der
Grundsic
herung
für
Arbeitsuc
hende
nennen
und
beschrei
ben
könnendi
e Motive
des
Gesetzge
bers für
die
Einführu
ng des
SGB II
nennen
können
die
Organisa
tionsform
der
Jobcenter
benenne
n
können
die
einzelnen
Adressat
en der
Leistung
nennen
können
Rechte
und
Pflichten
der
Leistungs
beziehen
den
benenne
n

1 1

Leistungsnachwei
s schriftlich (Test)

1



 

11.13 Verwaltungstechnik (VT) - 26 DStd.

Lernziel:

Die Auszubildenden

erlangen Grundkenntnisse über Rechtsformen, Aufbau und Strukturen sowie das
Geschäftsverfahren in der Berliner Verwaltung anhand der Gemeinsamen
Geschäftsordnung (GGO I) als „Rüstzeug“ für die täglichen Arbeitsabläufe
können auf dieser Grundlage Verfügungsentwürfe anfertigen und zeichnen bzw.
zeichnen lassen sowie die Verfügungen ausführen (Verfügungstechnik

Stand: 05/2016

Genehmigt durch VAk-Vorstand: 09/2016

Richtlernziel Groblernziel Erläuterung
Groblernziel

Lernzielstufe ZuordnungderDSt
d.

Verwaltungstechnik 1 - 16 DStd.



1.Einführung 1.1 Begriff der
öffentlichen
Verwaltung
1.2 Funktion der
öffentlichen
Verwaltung
1.3 Träger der
öffentlichen
Verwaltung

Die Auszubildenden
können
den
Begriff
der
(öffentlic
hen)
Verwaltu
ng als
Teil der
Exekutiv
e
(ausführe
nde
Gewalt)
begreifen
und von
privater
Verwaltu
ng
abgrenze
n
können
die
Funktion
en
(Aufgabe
n) der
Verwaltu
ng
kennen
und
beispielh
aft
benenne
n
kennen
die
Träger
der
öffentlich
en
Verwaltu
ng und
deren
Organe

1 2



2.Grundlagen für
das Büro- und
Geschäftsverfahre
n

2.1 Grundsätze für
das
Verwaltungshandeln
2.2 Rechtliche
Grundlagen

Die Auszubildenden
kennen d
ie
Grundsät
ze des
Verwaltu
ngshand
elns und
können
sie
erklären
sowie mit
Beispiele
n
verknüpf
en
kennen
die
rechtlich
en
Grundlag
en und
können
damit
umgehen

2 1



3.Bürger und
Verwaltung

3.1 Verwaltung aus
der Sicht des
Bürgers/der Bürgerin
3.2 Bürgernahe
Verwaltung/
Bürgerämter
3.3 Verkehr mit der
Bevölkerung
3.4
Öffentlichkeitsarbeit

Die Auszubildenden
kennen
sich mit
den
einschläg
igen
Vorschrif
ten der
GGO I
aus
können
das
Erlernte
an
eigenen
Beispiele
n aus der
Praxis
beschrei
ben
können
Beratung
en und
Hilfen
richtig
und
angemes
sen
anwende
n

1 1



4.Die
Organisation der
Behörden

4.1 Begriff,
Grundlagen und
Ziele der
Organisation
4.2 Institutionelle
Organisation
4.3 Funktionelle
Organisation
4.4 Leitungs- und
Handlungs-
verantwortung

Die Auszubildenden
kennen
den
Behörde
naufbau
im Land
Berlin
(unmittel
bar/mitte
lbar)
kennen
den
Behörde
naufbau
von
Senatsve
rwaltung
en und
Bezirksä
mtern
des
Landes
Berlin
können
Stellenze
ichen
bilden
und
Organigr
amme
erstellen
sollen die
Funktion
sträger in
den
Behörde
n nennen
und ihre
Aufgaben
und
Verantwo
rtlichkeit
en
beschrei
ben
können

2 2



5.Geschäftsverfah
ren

5.1 Dienstpost
Au
fg
ab
en
vo
n
Ve
rt
eil
un
gs
st
ell
en
Be
ha
nd
lu
ng
vo
n
Ei
ng
än
ge
n
Po
st
ve
rs
an
d

5.2 Bearbeitung der
Eingänge

Du
rc
hs
ic
ht
un
d
W
eit
erl
eit
un
g
Si
ch
t-
un
d
Ge
sc
hä
fts
ga
ng
ve
rm
er
ke
Be
ar
be
itu
ng
sg
ru
nd
sä
tz
e

5.3 Förmliche
Behandlung/
Schriftverkehr

Ve
rfü
gu
ng
st
ec
hn
ik
Ze
ic
hn
un
g
Ve
rm
er
ke
Re
in
sc
hri
ft

Die Auszubildenden

sollen
das
Geschäft
sverfahre
n in der
Verwaltu
ng
verstehe
n und in
der
Praxis
anwende
n können
können
Eingänge
richtig
behandel
n und
bearbeite
n,
Verfügun
gsentwür
fe
entwerfe
n,
zeichnen
bzw.
zeichnen
lassen
und
ausführe
n
können
Reinschri
ften
unterzeic
hnen und
fertigen
und
abschließ
end
bearbeite
n
sollen die
unterschi
edlichen
Arten
von
Vermerk
en
kennen
und
können
ihr
Handeln
danach
ausrichte
n

2 6



6.Weitere
Bürotätigkeiten

6.1 Urschriftliche
Erledigung
6.2 Partei- und
Vertretungsbezeichn
ungen, Vollmachten
6.3 Verhandlungen,
Versicherung an
Eides Statt
6.4 Beglaubigung,
Bescheinigungen
6.5
Sitzungsniederschrif
ten
6.6 Arbeitsmittel

Die Auszubildenden
können
die
grundleg
enden
Regelung
en über
verschie
dene
Bürotätig
keiten
beschrei
ben

1 1

7.Verwaltung des
Schriftgutes

7.1 Verwahrung und
Mitnahme
7.2 Aktenführung
7.3 Aktenplan
7.4 Aussonderung
und Vernichtung von
Altakten

Die Auszubildenden
kennen
die
Bedeutu
ng der
Akten-
führung
und
Aktenauf
bewahru
ng

1 1

Leistungsnachwei
s schriftlich
(Klausur)

2

 

Richtlernziel Groblernziel Erläuterung
Groblernziel

Lernzielstufe Zuordnung der
DStd.

Verwaltungstechnik 2 - 8 DStd.



1.Allgemeine
Wiederholung und
Vertiefung

1.1 Übungen in der
Anwendung von
Rechtsnormen

Die Auszubildenden
die
Zielsetzu
ng der
Gemeins
amen
Geschäft
sordnung
für die
Berliner
Verwaltu
ng –
Allgemei
ner Teil
(GGO I)
auch in
Hinblick
auf ihre
Weiteren
twicklung
anwende
n
komplex
e
Situation
en des
Verwaltu
ngsalltag
es
anhand
der
GGO I
sinnvoll
einordne
n und
angemes
sen
agieren

2 2



2.Übungen zur
Verfügungstechni
k

2.1 
Fallbearbeitung
(Vermerk,
Verfügung)

Die Auszubildenden
 können
auch bei
komplizie
rten
Sachverh
alten
zielgerich
tete
Verfügun
gsentwür
fe
erstellen
und die
verantwo
rtlichen
Zeichnun
gen
korrekt
anordnen

3 4

3.Führung und
Zusammenarbeit
in der Verwaltung

3.1 Reflexion der in
den Praxisstellen
gewonnenen
Erfahrungen und
Eindrücke in Bezug
auf die Anwendung
der GGO

Die Auszubildenden
können
die
Rahmenb
edingung
en für die
Zusamm
enarbeit
von
Behörde
n
darstelle
n
kennen
die
Führungs
grundsät
ze und
können
ihr
eigenen
Handeln
danach
ausrichte
n

2 1

Leistungsnachwei
s schriftlich (Test)

1

 



Richtlernziel Groblernziel Erläuterung
Groblernziel

Lernzielstufe Zuordnung der
DStd.

Repetitorium Allgemei
ne
Wiederho
lung
Übungen
in der
Anwendu
ng von
Rechtsno
rmen

Die Auszubildenden
beherrsc
hen das
Erlernte
können
komplex
e
Sachverh
alte
eigenstä
ndig
lösen
erkennen
Weiteren
twicklung
en und
bringen
ihre
Erfahrun
gen aktiv
in die
Diskussio
n ein

3 2

Kein schriftlicher
Leistungsnachwei
s

 

Verwaltungstechnik 3 - 2 DStd.

Revision #20
Created 16 February 2024 10:37:25 by Matthias Grieg
Updated 14 November 2024 20:00:34 by Kerstin Beulig


